
Satzung 

 
Förderverein Städtepartnerschaft Gelsenkirchen - Zenica  

 
§1 

 

Der Verein trägt den Namen „Förderverein Städtepartnerschaft Gelsenkirchen-Zenica e.V.“ 

mit Sitz in Gelsenkirchen. Er verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 

im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Zweck des 

Vereins ist die Vertiefung der partnerschaftlichen Beziehungen zwischen den Partnerstädten 

Gelsenkirchen und Zenica.  

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Förderung von Kontakten und 

des Austausches auf kulturellen, wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, sportlichen und 

zwischenmenschlichen Gebieten. 

 

 

§2 

 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

 

§3 

 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

 

§4 

 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, begünstigt werden. 

 

 

§5 

 

Die Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält der Verein aus Beiträgen seiner Mitglieder.  

Die Höhe der Beiträge wird in einer Beitragsordnung festgesetzt. Für die ersten beiden Jahre 

nach rechtlicher Anerkennung des Vereins wird kein Mitgliedsbeitrag erhoben. 

Weitere Mittel erhält der Verein aus Geld- und Sachspenden sowie aus Sammlungen und 

Werbeaktionen, öffentlichen Zuschüssen und sonstigen Zuwendungen. 

 

 

§6 

 

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen sein, die die Ziele des 

Vereins anerkennen, diese unterstützen und zu fördern bereit sind. Zu Ehrenmitgliedern mit 

allen Rechten, aber ohne Pflichten können Mitglieder aufgrund langjähriger Verdienste oder 

außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag der Vorstandschaft durch die 

Mitgliederversammlung ernannt werden. 

 



(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich zu beantragen. Der Vorstand hält ein 

entsprechendes Formular bereit. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Mit 

Erwerb der Mitgliedschaft erkennt das Mitglied die Bestimmungen der Satzung in ihrer 

jeweils gültigen Fassung als verbindlich an und verpflichtet sich insbesondere, die Zwecke 

des Vereins zu fördern und zu unterstützten. 

 

(3) Die Ablehnung eines Aufnahmegesuchs ist dem Bewerber ohne Nennung von Gründen 

schriftlich mitzuteilen. 

 

(4) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod des Mitgliedes, freiwilligem Austritt, 

Ausschluss aus dem Verein, Verlust der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 

 

(5) Der Austritt aus dem Verein ist nur zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Er erfolgt 

durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechten Mitglied des Vorstandes, 

die bis zum 30. September des Jahres zugegangen sein muss. Die Mitgliedschaft ist nicht 

übertragbar. 

 

(6) Der Ausschluss eines Mitgliedes ist möglich, wenn das Mitglied trotz zweimaliger 

Aufforderung an die zuletzt bekannte Adresse länger als drei Monate mit seiner fälligen 

Beitragszahlung in Rückstand ist, ohne dass eine soziale Notlage nachgewiesen wird (Bei 

sozialer Notlage kann der Vorstand die Beitragszahlung stunden oder ganz oder teilweise 

aufheben) oder das Mitglied in unbilliger Weise die Interessen des Vereins in erheblichem 

Maße geschädigt hat. Den Ausschluss beschließt der Vorstand mit einfacher 

Stimmenmehrheit und teilt dies dem betreffenden Mitglied schriftlich mit. Gegen den 

Ausschluss kann das Mitglied innerhalb eines Monats nach Zugang des Ausschlussschreibens 

schriftlich Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. Diese entscheidet mit einfacher 

Mehrheit endgültig. 

 

(7) Die Mitglieder des Vereins sollten an den Mitgliederversammlungen teilnehmen. Sie 

haben das Recht, dort Anträge zu stellen und an Abstimmungen nach Maßgabe der 

Satzungsbestimmung mit Stimmrecht teilzunehmen. Sie sind verpflichtet, die 

Mitgliedsbeiträge an den Verein bei Fälligkeit zu entrichten. 

 

(8) Nichtmitglieder des Vereins können ohne Stimmrecht an der Mitgliederversammlung 

teilnehmen. Über die Zulassung entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher 

Mehrheit.  

 

 

§ 7 

 

Organe des Vereins sind:  

-  die Mitgliederversammlung und 

-  der Vorstand. 

 

 

§8 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Ihre Beschlüsse sind für 

alle Mitglieder und Organe bindend. 

 



(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand regelmäßig einmal jährlich oder nach 

Bedarf einberufen. 

Außerdem ist die Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es von mindestens einem 

Drittel der Mitglieder schriftlich unter Angabe des zu beratenden Gegenstandes verlangt wird. 

 

(3) Die Einladung zur Mitgliederversammlung erfolgt mit einer Frist von mindestens zwei 

Wochen schriftlich an die zuletzt bekannt gegebene Anschrift des Mitgliedes oder per Email 

unter Mitteilung der Tagesordnung, in dringenden Fällen von sieben Tagen, den Tag der 

Einladung und der Versammlung nicht mit eingerechnet. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie satzungsmäßig einberufen ist. 

Soweit die Satzung nicht eine qualifizierte Mehrheit vorsieht, entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit der einfachen Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Bei 

Stimmengleichheit gilt eine Vorlage als abgelehnt. Die Vertretung zur Stimmabgabe ist 

unzulässig. Juristische Personen können sich durch ausgewiesene vertretungsberechtigte 

Personen vertreten lassen. 

 

(5) Die Mitgliederversammlung beschließt 

 

- mit einfacher Mehrheit insbesondere über 

die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, 

die Wahl von zwei Kassenprüfern, 

die Ernennung von Ehrenmitgliedern auf Vorschlag des Vorstandes, 

den Ausschluss von Mitgliedern, 

die Höhe der Mitgliedsbeiträge in Form einer Beitragsordnung auf Vorschlag des Vorstandes, 

die Genehmigung der Jahresrechnung, 

die Entlastung des Vorstandes, 

die Feststellung des Haushaltsplanes; 

 

- mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der erschienenen Mitglieder über 

eine Änderung der Vereinssatzung, 

die Auflösung des Vereins nach Maßgabe des § 9 dieser Satzung. 

 

(6) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie 

ist vom Leiter der Versammlung und vom Schriftführer zu unterzeichnen. Sie gilt als 

anerkannt, wenn ihr nicht binnen vier Wochen nach Absendung schriftlich widersprochen 

wird. 

 

 

§9 

 

(l) Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden und zwei gleichberechtigten Stell- 

vertretern /-innen und der/dem Schatzmeister/-in sowie bis zu 11 Beisitzern. Er wird von der 

Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt, Wiederwahl ist zulässig, 

Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden.  

Geborenes Vorstandsmitglied ist der jeweilige Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen. 

Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so ergänzt sich der Vorstand und legt der 

nächsten Mitgliederversammlung die Ergänzung zur Bestätigung vor. Mit Beendigung der 

Mitgliedschaft im Verein endet automatisch auch das Amt als Vorstand. 

 



(2) Der Vorstand hat die Aufgaben des Vereinsvorstandes nach § 26 BGB. Er vertritt den 

Verein gerichtlich und außergerichtlich. Zur rechtswirksamen Vertretung des Vereins ist das 

Tätigwerden von zwei Vorstandsmitgliedern erforderlich, von denen eines der/die 

Vorsitzende oder eine/r seiner Stellvertreter/innen sein muss. 

 

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins in eigener Verantwortung unter Beachtung 

der Gesetze und dieser Satzung. Ihm sind alle Aufgaben übertragen, die nicht satzungsmäßig 

in die Zuständigkeit anderer Vereinsorgane fallen. Er kann sich der Beratung von Fachleuten 

bedienen. 

 

(4) Jährlich finden mindestens zwei Vorstandssitzungen statt, die vom Vorsitzenden oder 

dessen Stellvertreter einberufen werden. Die Vorlage einer Tagesordnung ist nicht notwendig. 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Über die 

Sitzungen ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem/der Schriftführer/-in zu 

unterzeichnen ist. Sie wird den Mitgliedern des Vorstandes zugestellt und gilt als anerkannt, 

wenn ihr nicht binnen vier Wochen nach Absendung widersprochen wird. 

 

 

§10 

 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur durch Beschluss einer besonders dafür einberufenen 

Mitgliederversammlung erfolgen. Die Mitgliederversammlung ernennt zur Abwicklung der 

Geschäfte Liquidatoren. 

 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder eine andere 

steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung der 

Völkerverständigung. 

 

 

§11 

 

Vorstehende Fassung wurde in der Mitgliederversammlung vom … beschlossen und tritt mit 

sofortiger Wirkung in Kraft. 

 

 

Gelsenkirchen, Datum  


